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Die „Räumung“ nach öſterreichiſchem Waſſerrechte. 
Schluß. 


en Inhalt und Umfang der Räumungspfli 
1 Rechtes, ſowie die Ausübung jener Pflicht und diese 
zunge ſo gebricht es diesfalls, wie ſchon angedeutet wurde, zwar 
y dan ausdrücklichen und der Natur der Sache entſprechenden 
die eng Geſetzesanordnungen; nichtsdeſtoweniger genügen aber 
Sub Anordnungen des Waſſerrechtsgeſetzes und feiner 
810 3x allgemeine Norm des Geſetzes (§ 20 des n.-ö. W.-N.-G,, 
Wafſerrechtsge e Normaltextes und der übrigen Landes⸗ 
6 A Vorne wornach bewilligte, aljo jedenfalls künſtliche An⸗ 
Bergen dem ungen, von dem „Beſitzer“, d. i. dem „Waſſer⸗ 
führer“ oder dem een here, dem „Unternehmer“ dem „Bau⸗ 
neden, an 8 igenthümer“), nicht nur in einem ſolchen Stande 
und dem Cife 9 5 chi 10 zu erhalten ſind, daß ſie dem Waſſer 
1 rohen Nn hunlichſt ungehinderten Ablauf laſſen, der Fiſcherei 
ent 8 0 demnach umſomehr anderen beſtehenden 
trächti A ee erelig unnöthige Erſchwerung oder Beein⸗ 
ytigung verurſachen, und daß feine Waſſerverſchwendung eintrete, — 


Anlangend den 


dieſe allgemeine Norm genügt, um die oben nach dem Sprachgebrauche 
aufgeſtellte Begriffsbeſtimmung der Räumung als eine dem Geſetze 
entſprechende bezeichnen zu können, und die Concluſion zu rechtfer— 
tigen, daß die Räumung künſtlicher Gerinne ſinngemäß mit der In— 
ſtandhaltung derſelben identiſch iſt. 

Die Beſeitigung des Pflanzenwuchſes, der Ablagerungen und 
des Eiſes zur Minderung oder Behebung der aus ihrem Vorhanden— 
fein ſich ergebenden Nachtheile bildet alſo den Inhalt der Räumungs⸗ 
pflicht und rückſichtlich des correlaten Räumungsrechtes. 

Anlangend den Umfang dieſes Rechtes und jener Pflicht, fo 
muß zwiſchen dem ſachlichen und dem territorialen Umfange unter⸗ 
ſchieden werden. 

Jener iſt ſchon nach dem Inhalte des Rechtes und der Pflicht 
und nach dem Zwecke der Inſtitution von ſelbſt, und zwar dahin 
gegeben, daß die in Rede ſtehende Beſeitigung eine ſachgemäße und 
ſolche ſein muß, daß der Zweck zum Mindeſten thunlichſt erreicht wird. 

Anlangend den territorialen Umfang, ſo ergibt ſich aus dem 
Geſetze (§ 41 des n.-ö. W.⸗R.⸗G., § 43 des ſog. Normaltextes und 
§ 43 der übrigen Landes-Waſſerrechtsgeſetze), welches von der Räu⸗ 
mung der Canale und künſtlichen Gerinne ſpricht, daß man unter 
den Erſteren künſtliche Gerinne im engeren Sinne, unter den Letzteren 
aber nicht bloß künſtliche Gerinne im engeren Sinne des Wortes, 
ſondern auch jene an ſich natürlichen Waſſerläufe zu verſtehen hat, 
welche, und inſoweit ſie durch künſtliche Anlagen in oder an den⸗ 
ſelben beeinflußt werden, wie dies insbeſondere bei Neuanlagen der 
Fall ift, fo daß alſo die in das ſogenannte obere und untere Stau— 
gebiet fallenden, an ſich natürlichen Waſſerlaufgebiete noch als künſt⸗ 
liche Gerinne anzuſehen ſind. 

Wenn ſich demgemäß der territoriale Umfang der Räumungs⸗ 
pflicht und reſp. des correlaten Rechtes im Allgemeinen ohne beſon⸗ 
dere Schwierigkeiten beſtimmen laſſen wird, fo geftalten fi dagegen 
die Detailfragen im Räumungsgebiete ſelbſt inſoferne ſchwieriger, als 
es an feſtbeſtimmten Normen darüber gebricht, was als „Gerinne“ 
anzuſehen iſt. 

Gewiß iſt wohl das Eine, daß nicht etwa bloß der, ſei es 
dauernd oder vorübergehend vom Waſſer benetzte Grund und Boden 
— das eigentliche Waſſer-„Bett“ — als Räumungsobject in Bes 
tracht kommen kann; denn die Relation des Bettes mit den „Bö⸗ 
ſchungen“, den „Ufern“, den „Dämmen“ und anderen „Anlagen“ 
an oder in fließenden Gewäſſern iſt nicht nur eine offenbare, ſondern 
auch eine ſolche, der die größtmöglichſte Aufmerkſamkeit zugewendet 
werden muß. 

In vielen Fällen wird es möglich ſein, zur Feſtſtellung eines 
ſogenannten Normalprofiles zu ſchreiten; in vielen Fällen wird aber 
eine ſolche Feſtſtellung undurchführbar fein und erübrigt im Colliſions⸗ 
falle, ſei es mit der Vertretung öffentlichen Gutes, ſei es mit dem 
Privateigenthümer des betroffenen Grund und Bodens, nichts Anderes, 
als die Erwirkung der fallweiſen Entſcheidung nach den obigen 
Grundſätzen über den ſachlichen Umfang. 


Aus dem geſetzmäßig entwickelten Inhalte und Umfange des 
Räumungsrechtes und der Räumungspflicht im Zuſammenhalte mit 
den geſetzlichen Beſtimmungen über die Ausübung von Waſſerrechten 
überhaupt, laſſen ſich auch die Normen für die Ausübung des 
Räumungsrechtes und rückſichtlich für die Ausübung der Räumungs⸗ 
pflicht feſtſtellen. 

Gewiß iſt, daß die Räumung — zum Unterſchiede von der oben 
näher gekennzeichneten bloßen Gewinnung beſtimmter Materialien aus 
Waſſerläufen — auch mit beſonderen Vorrichtungen (3. B. Bagger— 
maſchinen) vorgenommen werden kann. 

Ebenſo gewiß iſt, daß ſie rechtzeitig vorzunehmen iſt, daß für 
den Fall der erwieſenen Verſäumniß dem Säumigen über Verlangen 
der Betheiligten eine angemeſſene Friſt zur Durchführung geſetzt und 
den Betheiligten das Recht eingeräumt werden kann, die Räumung 
auf Koſten des Säumigen zu bewirken. 

Gewiß iſt endlich, daß in der Regel das Räumungsmateriale 
aus dem Waſſerlaufe zu entfernen iſt. 

Die ausnahmsweiſe zuläſſige Triftung des Räumungsmateriales 
mit Benützung des Waſſers als Communicationsmittels, was nament— 
lich bezüglich des zu beſeitigenden Pflanzenwuchſes, oder des künſtlich 
zertrümmerten Eiſes einzutreten pflegt, findet ihre geſetzmäßige Be⸗ 
ſchränkung darin, daß auch bei der Ausübung des Räumungsrechtes 
und reſpective der Erfüllung der correlaten Pflicht, keine unnbthige 
Erſchwerung oder Beeinträchtigung fremder Waſſernutzungen bewirkt 
werden darf und rückſichtlich daß fie fremden Rechten nicht nachtheilig 
ſein darf. 

Die die Regel bildende Entfernung der Räumungsmaterialien 
aus dem Waſſerlaufgerinne hat von ſelbſt zu der im Geſetze (8 44 
des n.=d. W.⸗R.⸗G., § 49 Normtx. und der m. ü. Landes-Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze) ausdrücklich normirten, daher ſogenannten Legalſervitut 
geführt, wornach die Ufereigenthümer gegen angemeſſene Entſchädigung, 
ſoweit nicht auf die unentgeltliche Geſtattung ein Anſpruch beſteht, die 
nothwendige Betretung und Benützung der Ufer zur Ab- und Zufuhr, 
dann zur Ablagerung und Bereitung der Materialien dulden müſſen. 
— Dieſer Duldung gegenüber iſt gleichfalls durch das Geſetz den 
Ufereigenthümern das Recht gewahrt, bei der politiſchen Behörde zu 
beantragen, daß dieſelbe dem „Bauführer“, d. i. hier dem Räumenden, 
zur Beendigung der Arbeit und Fortſchaffung des Materials eine an— 
gemeſſene Friſt beſtimme. 

Des genetiſchen Zuſammenhanges wegen ſoll hier noch die Frage 
nach der Zueignung des Räumungsmateriales ihre Erledigung finden. 

Die Zueignung des Räumungsmateriales ſteht dem Räumungs⸗ 
berechtigten und reſpectiven Verpflichteten zu und er ſetzt ſie durch die 
Räumung. 

Inſolange es ſich nicht um die Bildung einer Inſel (§ 407 
a. b. G.⸗B.), oder um eine Alluvion (8 411 a. b. G.⸗B.) handelt, 
ſondern um Geſchiebs-Ablagerungen, inſolange erſcheinen dieſe Letzteren 
weder als „Zugehör“, noch als „Zuwachs“ (vergleiche §S 294, 404 
et seg. des a. b. G.⸗B.), ſondern bei öffentlichen Gewäſſern als 
„freiſtehende Sachen“ und bei Privatgewäſſern als Sachen, welche der 
Privateigenthümer des Gewäſſers als ſogenannte Nebennutzung ſich zu— 
eignen kann. Dieſes Recht kann er aber dort, wo das fragliche Ge— 
wäſſer der Benützung eines anderen dient, dann nicht ausüben, wenn 
nicht er die dem Benützungsberechtigten obliegende Verpflichtung zur 
ſachgemäßen Räumung übernimmt. 

Zu dieſen Conclufionen gelangt man, vom Waſſerrechtsgeſetze 
ſelbſt abgeſehen, auch bei richtiger Auslegung der SS 482, 483 und 
497 des a. b. G.⸗B. 

Die Frage wegen Beſeitigung von in das Gerinne eingedrungenen 
Wurzeln, oder in dasſelbe überhängenden Aeſten, entſcheidet ſich nach 
Analogie der SS 421 und 422 des a. b. G.⸗B. 

Die Erörterung über die Räumung künſtlicher Gerinne kann 
nicht abgeſchloſſen werden, ohne einer beſonderen Maßnahme noch Er— 
wähnung zu machen. 

Sehr häufig iſt die ſachgemäße Räumung künſtlicher Gerinne 
ohne die Abkehr des Gewäſſers gar nicht oder doch nur mit wirth— 
ſchaftlich unverhältnißmäßigen Koſten möglich. 

Wo die Abkehr ohne Beeinträchtigung fremder Rechte möglich 
iſt, bildet ſie gewiß einen integrirenden Beſtandtheil des Räumungs⸗ 
rechtes; wo ſie aber auf fremde Rechte Einfluß nimmt, da erübrigt 
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nichts Anderes, als den Abgang etwa ſchon beſtehender Abkommen 
oder behördlicher Feſtſetzungen durch fallweiſe Bewilligungen der com— 
petenten Waſſerrechtsbehörde zu erſetzen. 

Wie oben erwähnt, regelt das Geſetz die Räumung ausdrücklich 
nur bezüglich der künſtlichen Gerinne im engeren und weiteren Sinne 
des Wortes, alſo nicht bezüglich der natürlichen Gerinne im engeren 
Sinne, das iſt der in keinerlei Weiſe beeinflußten natürlichen 
Gerinne. 

Die Räumung der natürlichen Gerinne im engeren Sinne des 
Wortes iſt aber für das private und öffentliche Intereſſe von un— 
zweifelhaft eminenter Bedeutung. 

Obzwar ſie Niemandem zur Pflicht gemacht iſt, ſo erſcheint es 
doch gerechtfertigt, Denjenigen dazu für berechtigt zu erklären, der ein 
ſachliches Intereſſe daran hat. 

Wo ein ſolches nachgewieſen werden kann, wird die competente 
Waſſerrechtsbehörde gewiß keinen Anſtand nehmen, den betroffenen 
Intereſſenten ausdrücklich zu autoriſiren, die ſachgemüäße Räumung 
vorzunehmen, und zwar ſelbſt dann, wenn ſich dieſelbe bis auf den 
ſichtbaren Anfang des Gewäſſers (die Quellen) erſtreckt, deren Reini⸗ 
gung zweifellos ein weſentliches Mittel der Obſorge für die Ergiebig— 
keit des Waſſerabfluſſes bildet. 

Die Räumung natürlicher Gerinne im öffentlichen Intereſſe 
gehört nicht mehr in den Rahmen der gegenſtändlichen Abhandlung, 
welche neben dem Zwecke, die die Räumung nach öſterreichiſchem 
Waſſerrechte betreffenden Normen thunlichſt klar zu ſtellen, auch 
den Zweck verfolgt, den vielfach ausgeſprochenen Wunſch des Mehre— 
ren zu begründen: Es möge bei der Reform des öſterreichiſchen 
Waſſerrechtes der gänzliche Mangel von Beſtimmungen über die 
Inſtandhaltung der natürlichen Waſſerläufe und der Mangel an 
Klarheit, Deutlichkeit und Beſtimmtheit rückſichtlich der zerſtreuten 
Normen über waſſerrechtliche Servituten und über Waſſerpolizei, 
ebenſo erſchöpfend, als gründlich beſeitigt werden. 

Wiener-Nenſtadt, im Auguſt 1899. 

De il, W. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nur im Geſetze begründete Einwendungen, bzw. Anſtände können 

den Stadtrath von Trieſt in Gemäßheit des Stadt⸗Statutes berechti⸗ 

gen, der Wahl eines Stadtrathsmitgliedes die Beſtätigung zu ver⸗ 
weigern. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 7. Juli 1899 ges 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, über die Beſchwerde de praes. 
26. Mai 1899, 3. 171 R.⸗G., des Stadtrathes von Trieſt, durch 
Advocaten Dr. Carl Dompieri, gegen das k. k. Miniſterium des 
Innern, wegen Verletzung des durch $ 52 der Stadt-Verfaſſung don 
Trieſt gewährleiſteten politiſchen Rechtes zu Recht erkannt: _ 

Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 2. Mai 1899, 3. 13.163, welche die Entſcheidung Ber k. k. 
Statthalterei in Trieſt vom 16. März 1899, 3. 622, beftätigte, hat 
eine Verletzung des dem Stadtrat) von Trieſt durch 8 52 der Ver⸗ 
faſſung der reichsunmittelbaren Stadt Trieſt vom 12. April 1850, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 139, gewährleiſteten politiſchen Rechtes nicht ſtatt— 
geſunden. N 

Gründe: Der Stadtrath von Trieſt beſchloß in der Sitzung 
vom 11. März 1899, die bei den allgemeinen Wahlen des Jahres 
1897 erfolgte Wahl des Johann Nabergoj zum Stadtraths-Mit⸗ 
gliede nicht zu beſtätigen. Gegen dieſen Beſchluß legte der Statt- 
halter mit Erlaß vom 16. März 1899, Nr. 622, das Veto auf 
Grund des § 111 des ſtädtiſchen Statuks ein und erklärte, daß der 
Beſchluß keine geſetzliche Wirkung haben könne. Dem von dem Stadt— 
rathe ergriffenen Recurſe wurde von dem Miniſterium des Innern 
mit Erlaß vom 2. Mai 1899, Nr. 13.163, aus den Gründen der 
Statthalterei⸗Entſcheidung keine Folge gegeben. Der Stadtrath führt 
ſonach auf Grund des Sitzungsbeſchluſſes vom 17. Mai 1899 Bes 
ſchwerde bei dem Reichsgerichte mit folgender Begründung: 


1 Vergleiche die Mittheilung in Nr. 50, S. 297 des Jahrganges 1897 
dieſer Zeitſchrift. 
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Die angefochtene Entſcheidung widerſpreche den allenthalben 
anerkannten Grundſätzen des öffentlichen Rechtes und auch den poſi— 
tiven Geſetzen ſelbſt. Es ſei überall anerkannt, daß die Berathungs— 
körper ſich ſelbſt conſtituiren und von ſich aus über die Eignung 
ihrer Mitglieder entſcheiden; keine bekannte Verfaſſung geſtatte eine 
Einwirkung der executiven Gewalt auf dieſe erſte Prärogative der 
Vertretungs⸗Körper, eine Einwirkung, welche im gegebenen Falle die 
Baſis der Gemeinde-Autonomie verletze. § 111 des ſtädtiſchen Sta⸗ 
tuts gebe dem Statthalter nur das Recht, jene Beſchlüſſe des Stadt⸗ 
rathes zu ſuspendiren, welche gegen pofitive Geſetzesbeſtimmungen ver- 
ſtoßen, nicht aber ſolche, bei welchen die Kriterien der Geſetzes⸗ 
anwendung auf den einzelnen Fall nothwendigerweiſe der freien 
Würdigung des Stadtrathes überlaſſen ſeien. § 111 des ſtädtiſchen 
Statuts könne auf den gegenwärtigen Fall, in welchem es ſich dar— 
um handle, ob die Zugehörigkeit einer beſtimmten Perſon zu dem 
Stadtrath als convenient erſcheine, ebenſowenig angewendet werden, 
als etwa auf die Wahl eines Vicepräſidenten oder einer Commiſſion 
des Stadtrathes. Die Statthalterei-Entſcheidung widerſpreche auch 
dem § 52 des ſtädtiſchen Statuts, welcher die Beſtatigung einer 
Wahl nur nach Erledigung aller Reclamationen und bei dem Mangel 
anderer „Anſtände“ verlange. Unter „Anſtänden“ müſſe man „Zweifel“, 
„Bedenken“ gegen die Eignung des Gewählten verſtehen, nicht be— 
ſtimmte Wahlausſchließungsgründe. § 50 des ſtädtiſchen Statuts be— 
ſchränke allerdings den Statthalter bei Ausſtellung des Wahl-Certi⸗ 
ficates dahin, daſs er dieſes nur im Falle der Ausnahme oder des 
Ausſchluſſes von der Wählbarkeit verweigern könne, § 52 aber, welcher 
von „Anſtänden“ allgemein ſpreche, habe im Gegenſatz hiezu dem 
Stadtrath bei Beurtheilung der Eignung des Gewählten volle Frei— 
heit einräumen wollen, über die formalen Ausnahme- und Aus— 
ſchließungsgründe des Geſetzes hinaus. Das Petit geht auf das Er— 
kennntniß: „Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 2. Mai 1899, 3. 13.163, welche die Statthalterei— 
Entſcheidung vom 16. März 1899, Z. 622 praes. beſtätigte, ſei 
das politiſche Recht des Stadtrathes von Trieſt, welches ihm 8 52 
des ſtädtiſchen Statuts gewährleiſte, verletzt worden; die genannte 
Entſcheidung werde aufgehoben.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat eine Gegenſchrift nicht 
erſtattet, ſondern ſich auf die Erklärung ſeines Vertreters bei der 
offentlichen mündlichen Verhandlung beſchränkt, daß es die Begründung 
der Statthalterei-Entſcheidung für vollkommen zutreffend halte, da die 
gegen Nabergoj geltend gemachten Anſtände nicht ſolche ſeien, welche 
ihn von der Wählbarkeit ausſchließen. Das Miniſterium beantragte 
daher die Abweiſung der Beſchwerde unter Berufung auf das reichs— 
gerichtliche Präjudicat vom 19. October 1897. 

Der Vertreter der Beſchwerde bei der öffentlichen mündlichen 
Verhandlung gab zu, daß über das erſte Argument der Beſchwerde, 
nämlich, daß die Autonomie der Gemeinde keine Rectificirung eines 
derartigen Beſchluſſes des Stadtrathes durch die Staatsbehörde geftatte, 
das Reichsgericht ſchon geſprochen habe, und berief ſich daher dies⸗ 
falls lediglich auf die Beſchwerdeſchrift. 

Anders verhalte es ſich aber mit dem zweiten Grunde, nämlich 
mit den „ſonſtigen Anſtänden“ einer Wahl nach § 52 des ſtädtiſchen 
Statuts. Die in dieſer Richtung das erſtemal geltend gemachten An— 
ſtände ſeien politiſcher Natur geweſen, alſo ſolche, welche man als 
unzuläſſig anſehen könne, jetzt aber handle es ſich um andere Mo⸗ 
180759 Nabergoj habe in einer Volksverſammlung am 7. November 
en Gendarmerie-Wachtmeiſter in frivoler Weiſe eines ſchweren 
Aeilitär⸗Verbrechens beſchuldigt, nämlich, daß er in der Trunkenheit 
die ge verloren habe. In Folge deſſen ſei gegen Nabergoj 
1 afgerichtliche Unterſuchung wegen des Verbrechens der Verläum⸗ 
ung geführt werden, bei welcher ſich die ganze Beſchuldigung als 
eine haltloſe, auf leerem Tratſch beruhende erwieſen habe; der Gen⸗ 
darm war nicht betrunken geweſen, das Gewehr hatte nicht ihm, 
ſondern einem Andern gehört. Trotzdem ſei das Strafverfahren wegen 
des anzunehmenden Abganges einer mala fides bei Nabergoj in das 
bezirksgerichtliche Verfahren hinübergeleitet worden und hier habe die 
mittlerweile eingetretene Verjährung zum Freiſpruch geführt. Nabergoj 
ſei alſo allerdings freigeſprochen worden, ſein Vorgehen erſcheine aber 
doch als ein ſolches, daß, wenn man die Exiſtenz von facultativen 
Ausſchließungsgründen zugebe, man die Ausſchließung aus der Ge— 


meindevertretung aus dieſem Grunde als eine wohl begründete an= 
ſehen müſſe. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgen— 
den Erwägungen ausgegangen: 

Wie aus dem vorſtehenden Thatbeſtand erſichtlich iſt, wurde 
Herr Johann Nabergoj bei den allgemeinen Wahlen des Jahres 1897 
zum Mitglied des Trieſter Stadtrathes gewählt. Durch Beſchluß vom 
22. März 1897 hat der Stadtrath von Trieſt die Beſtätigung dieſer 
Wahl verweigert. Der Statthalter von Trieſt hat dieſen Stadtraths⸗ 
beſchluß durch Erlaß vom 27. März 1897, 3. 987, als rechts— 
unwirkſam erkärt; den dagegen gerichteten Recurs des Stadt- 
rathes von Trieſt hat das Miniſterium des Innern durch Erlaß vom 
18. Mai 1897, Z. 15.336, abgewieſen. Endlich hat das k. k. Reichs 
gericht über die Beſchwerde des Stadtrathes de praes. 7. Juni 1897, 
Z. 191 R.⸗G., in feinem Urtheile vom 19. October 1897, 
Z. 333 R.⸗G., erkannt, daß durch die vorcitirten Erläſſe eine Ver— 
letzung des dem Stadtrath von Trieſt durch § 52 des ſtädtiſchen 
Statuts gewährleiſteten politiſchen Rechtes nicht ſtattgefunden habe. 

Daraufhin hat der Stadtrath von Trieſt dieſen ſelben, den 
Johann Nabergoj betreffenden Wahlact einer neuerlichen Prüfung 
unterzogen und ihn durch Beſchluß vom 21. December 1897 zur 
Vorprüfung und Antragſtellung einer Commiſſion von fünf Mit⸗ 
gliedern zugewieſen. Auf Grund des von dieſer Commiſſion erſtatteten 
Berichtes und des von ihr geſtellten Antrages hat der Trieſter Stadt— 
rath am 11. März 1899 neuerlich beſchloſſen, die Wahl des 
Johann Nabergoj nicht zu beſtätigen, und zwar auf Grund neuer 
Thatſachen, von denen noch ſpäter die Rede ſein wird. Auch dieſer 
Beſchluß wurde ſeitens des Statthalters ſiſtirt, beziehungsweiſe für 
rechtsunwirkſam erkärt, und zwar durch Erlaß vom 16. März 1899, 
Z. 622. Der dagegen an den Miniſter des Innern ergriffene Recurs 
wurde durch Erlaß vom 22. Mai 1899, 3. 13.163, wieder zurück⸗ 
gewieſen — woraufhin der Statrath von Trieſt neuerlich, und zwar 
sub praes. 26. Mai 1899, 3. 171 R.⸗G., Beſchwerde bei dem 
k. k. Reichsgerichte erhebt. 

Es handelt ſich daher jetzt wieder um denſelben Wahlact, 
der bereits Anlaß zur reichsgerichtlichen Entſcheidung vom 19. October 
1897, 3. 333 R.⸗G., gegeben hat; der Unterſchied von dem früheren 
Falle iſt nur, daß es ſich jetzt um einen anderen Stadtrathsbeſchluß 
und folgeweiſe einen anderen Siſtirungsact in derſelben Wahl: 
angelegenheit handelt. 

Bereits in ſeinem früheren Erkenntniſſe vom 19. October 1897, 
Z. 333 R.⸗G., hat das Reichsgericht anläßlich desſelben, den 
Johann Nabergoj betreffenden Wahlactes ausgeſprochen, daß das im 
$ 111 des Trieſter ſtädtiſchen Statuts dem Statthalter eingeräumte 
Siſtirungsrecht ſich auf ſolche Beſchlüſſe des Stadtrathes beziehe, 
welche derſelbe nach $ 52 dieſes Statuts in Wahlprüfungsangelegen— 
heiten faßt. 

In demſelben Erkenntniſſe hat das k. k. Reichsgericht erklärt, 
daß nach ſeiner Anſicht die Wahlbeſtätigung ſeitens des Stadtrathes 
auf Grund des 52 des Statuts nur dann verweigert werden dürfe, 
wenn geſetzliche Gründe hiefür vorliegen, d. h. ſolche, welche den 
Wahlact betreffen oder den Gewählten paſſiv wahlunfähig erſcheinen 
laſſen. Dadurch wurde das vom Stadtrath ſchon früher und jetzt 
wieder beanſpruchte Recht, die Wahlbeſtätigung nach ſeinem freien 
Ermeſſen auszuſprechen oder zu verweigern, abgelehnt. 

Somit bleibt im vorliegenden Falle nur zu unterſuchen, ob 
denn die Thatumſtände, welche dem neuen Beſchluſſe vom 11. März 
1899 zu Grunde liegen, nach der Stadtverfaſſung von Trieſt und 
den übrigen einſchlägigen Geſetzen geeignet ſind, die Verweigerung 
der Wahlbeſtätigung zu rechtfertigen. 

Dieſe neuen Thatumſtände ſind in dem Berichte der vorerwähnten 
Commiſſion (Beilage 1) enthalten. Sie beſtehen im Weſentlichen darin, 
daß gegen Johann Nabergoj ſeitens des dortigen Gendarmerie-Com— 
mandos die Anzeige wegen Verläumdung eines Gendarmen erſtattet 
wurde, der aber die k. k. Staatsanwaltſchaft keine Folge gegeben 
habe. Die Angelegenheit ſei dann dem k. k. Bezirksgerichte wegen 
eventueller Ehrenbeleidigung abgetreten worden, welches den Johann 
Nabergoj wegen eingetretener Verjährung freigeſprochen habe. Dieſe, 
ſowie auch die übrigen von der Wahlprüfungs-Commiſſion geltend 
gemachten „Anſtände“ find weder nach den §8 35 — 37, dann 48 


des ſtädtiſchen Statuts, noch nach dem Geſetze vom 15. November 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 131, geeignet, die paſſive Wahlunfähigkeit 
des Johann Nabergoj zu begründen, da im Geſetze begründete Ein- 
wendungen, bezw. Anſtände nicht vorliegen, deßhalb muß auch die 
neuerliche, durch den Beſchluß vom 11. März 1899 ausgeſprochene 
Verweigerung der Beſtätigung der Wahl des Johann Nabergoj als 
ungeſetzlich erachtet werden. 

Folgeweiſe muß das k. k. Reichsgericht zu dem Schluſſe kommen, 
daß durch die angefochtene Siſtirung des Beſchluſſes vom 11. März 
1899 eine Verletzung des dem Trieſter Stadtrathe durch § 52 des 
ſtädtiſchen Statuts gewährleiſteten politiſchen Rechtes nicht ſtattgefun⸗ 
den habe. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 7. Juli 1899, Z. 209.) 


Das im Eiſenbahn⸗Expropriations⸗Geſetze vom 18. Februar 1878, 

N.⸗G.⸗Bl. Nr. 30, geregelte gerichtliche Verfahren iſt auch bei 

der gerichtlichen Schätzung behufs Feſtſtellung der Entſchädigung 

für nach der Bauordnung zu Gaſſenzwecken enteignete Grundſtücke 
und Gebäude anzuwenden. 


Beide Untergerichte lehnten die Beiziehung von drei nach 
§ 24, Abſatz 2, des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R.-G.⸗ Bl. 
Nr. 30, qualificirten Sachverſtändigen zur Durchführung der Schätzung 
von zu Gaſſenzwecken enteigneten Gebäuden unter Hinweis auf 
88 272 und 273 des kaiſ. Pat. vom 9. Auguſt 1854, R.-G.⸗ Bl. 
Nr. 208, und §§ 351 und 352, Abſatz 2, C.- P.⸗ O. ab. 

Dagegen verordnete der Oberſte Gerichtshaf mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 15. Februar 1899, 3. 1797, unter Aufhebung der 
bezüglichen Beſchlüſſe die Vornahme der gerichtlichen Schätzung der 
enteigneten Gebäude nach den Grundſätzen des obcitirten Geſetzes vom 
18. Februar 1878; dies in der Erwägung, daß eine beſondere Vor— 
ſchrift über das Verfahren behufs Schätzung von zu Zwecken der 
Eröffnung, beziehungsweiſe Erweiterung einer Gaſſe enteigneten Ge⸗ 
bäuden nicht beſteht, daß dagegen das Geſetz vom 18. Februar 1878, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 30, allerdings nur bei Enteignung zu Eiſenbahn⸗ 
zwecken das Verfahren behufs Ermittlung der Entſchädigung genau 
regelt, daß die Enteignung zu Eiſenbahnzwecken und jene zum Zwecke 
der Erweiterung des Gaſſengrundes das Gemeinſame haben, daß ſie 
öffentlichen Zwecken dienen, und daß zu dieſen Zwecken das Eigenthum 
dritter Perſonen entzogen wird, ſowie daß in beiden Fällen dieſen 
dritten Perſonen die Entſchädigung gebührt, welche die Gerichte feſt— 
zuſtellen haben, daß ſomit alle Vorausſetzungen zutreſſen, um das 
für Eiſenbahnzwecke geregelte Verfahren behufs Ermittlung der Ent— 
ſchädigung auch in jenen Fällen analog (§ 7 a. b. G.⸗B.) anzu⸗ 
wenden, in welchem Grundſtücke und Gebäude zu Gaſſenzwecken ent= 
eignet wurden, und daß das Verfahren nach dem Geſetze vom 18. Fe⸗ 
bruar 1878, R.-G.-⸗Bl. Nr. 30, die Intereſſen beider Theile beſſer 
ſchützt, als die Schätzung, die nicht in den Formen dieſes Geſetzes 
erfolgt. 


Notiz. 


(Berechtigung zum Verkaufe von Heilmitteln.) Anläßlich eines 
ſpeciellen Falles hat das Miniſterium des Innern nach gepflogenem Einvernehmen 
mit dem Handelsminiſterium mit Zuſchriſt vom 11. Auguſt 1899, 3. 25.135. die 
Frage: 1. ob die von einem Droguiſten verkauften, beziehungswejſe zum Verkaufe 
bereitgehaltenen Mittel: Aloe, Tinctura chinae composita, Seidlitzpulver, Acetum 
aromaticum und eine als „bittere Magentropfen“ bezeichnete Mixtur, welche Kirſch⸗ 
lorbeerwaſſer enthielt, als Heilmittel anzuſehen ſind, zu deren Verkauf ein Droguiſt 
berechtigt iſt, oder ob dieſe Mittel den Apothekern ausdrücklich vorbehalten ſind, 
und 2. ob Alos und Oxalſäure Gifte find, auf welche bei Verabreichung, beziehungs⸗ 
weiſe Verwahrung in den vorgekommenen Quantitäten die Vorſchriften der §§ 365 
und 366, beziehungsweiſe $ 368 St.⸗G. Anwendung findet, nachſtehend beantwortet: 
Tinctura chinae composita, Seidlitzpulver und Acetum aromaticum find 
officinelle pharmaceutiſche Präparate, welche unbeſchadet des Großhandelsverkehres 
zwiſchen Fabrikanten, Großhandlungen und Apothekern dem Verkauſe in Apotheken 
vorbehalten find. ($ 2 der Verordnung des Miniſteriums des Innern und des 
Handels vom 17. September 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 152.) Die Mixtur „Magen⸗ 
tropfen“, welche Aqua laurocerasi und Tinctura strychni (nucis vomicae) 
enthält, iſt eine zuſammengeſetzte Arzneimiſchung, welche ſelbſt in Apotheken ohne 
ärztliche Verſchreibuug nicht verabfolgt werden darf. (§§ 4 und 5 der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 1. Juli 1889. R.⸗G.⸗Bl. Nr. 107.) Kreoſot iſt eine Drogue, 
welche ſowohl zu Heilzwecken, als auch zu techniſchen Zwecken benützt wird. Außerhalb 
der Apotheken darf Kreoſot nur unter den Beſchränkungen der Miniſterial⸗Verordnung 
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über den Giftverkehr vom 8. December 1895, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 188, verabfolgt 
werden, in den Apotheken nur über ärztliche Verſchreibung. ($ 5 der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 1. Juli 1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 107.) Das Xeroform (Bismuthum 
tribromphenilicum) iſt ein neues, nicht offteinelles Heilmittel, welches wegen ſeiner 
Zuſammenſetzung im Sinne des § 3 der Miniſterial⸗Verordnung vom 1. Juli 1889, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 107, nur von Apothekern über ärztliche Verſchreibung abgegeben 
werden darf. Aloe und Oralſäure ſind nicht als Gifte im Sinne der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 21. April 1876, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 60, zu betrachten; das erſtere 
iſt ein ſcharf wirkendes Mittel, deſſen Verkauf, unbeſchadet des Großhandels⸗ 
verkehres zwiſchen Fabrikanten, Großhändlern und Apothekern, nur in Apotheken, 
und zwar nicht ohne ärztliche Verſchreibung ſtattfinden darf, die Oxalſäure hingegen 
ein geſundheitsgefährliches chemiſches Präparat, welche laut § 15 der eben citirten 
Miniſterial⸗Verordnung in Gefäßen mit einer deutlichen Aufſchrift des Inhaltes auf⸗ 
zubewahren und von Genuß: und Heilmitteln fernzuhalten iſt. B. B. d. J. M 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Finanzräthe Vincenz Vid lak und Adalbert Jokl 
zu Oberfinanzräthen bei der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Mathias Sorli in Laibach 
den Titel und Charakter eines Poſtamtsdirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbezirksarzte in Jägerndorf Dr. Heinrich 
Huſſerl den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen und dem Landes⸗Sanitäts⸗ 
Referenten in Schleſien, Landesregierungsrathe Dr. Egbert Kleinſaſſer den 
Ausdruck der Alle rhöchſten Zufriedenheit bekanntgeben laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Karl Hütter in Auſſig anläßlich der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Mödling Alfred Freiherrn 
Glanz von Eicha anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines 
Statthaltereirathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirkscommiſſäre Egon 
Ritter von Jordan, Hermann Grafen Attems und Dr. Richard Raab zu 
Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirkscommiſſäre Guido 
Freiherrn von Lazarini, Joſef Fuchs und Cäſar Ritter Schikich von Velle⸗ 
bit zu Statthalterei-Secretären in Nieder⸗Oeſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


1 Oberbezirksarztes ſtelle in der VIII. Rangsclaſſe in Galizien bis 
10. October 1899. (Amtsbl. Nr. 219) 

1 Hilfsämter⸗Directionsadjunctenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, 
erentuell 1 Kanzleioſ ficialſtelle in der X. und eine Kanz liſtenſtelle in 
der XI. Nangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich bis 
11. October 1899. (Amtsbl. Nr. 221.) 

1 Obercontrolorſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, mehrere Controlor⸗ 
ſtellen in der IX., mehrere Adjunctenſtellen in der X. und mehrere Aſſiſtenten⸗ 
ſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der Finanz⸗Landesdirection in Wien bis 
13. October 1899. (Amtsbl. Nr. 221.) 

1 Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Finanzprocuratur 
in Salzburg bis 16. October 1899. (Amtsbl. 220.) 


N.⸗E. 4682. 


Coneurs-Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 
Stelle des Herretärs zu befehen, 
mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. 6. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% diefes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. November l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein: 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 1. Jänner 1900 zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 19. September 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Stra uß. 


1 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 50 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


